
Unternehmer und 
Geschäftsführer

Gründungen und Nachfolgen:  
Neues Förderangebot mit zinsgünstigen 
Darlehen

Seit November 2024 steht Gründern  
sowie Unternehmensnachfolgern ein neues  
attraktives Förderangebot zur Verfügung. 
In einer neuartigen Kooperation führen 
die KfW, die Deutschen Bürgschaftsban-
ken, das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz und das Bundesfinanz- 
ministerium den ERP-Förderkredit 
Gründung und Nachfolge ein. Das An-
gebot erleichtert Gründern sowie Un-
ternehmensnachfolgern den Zugang zu 
Finanzierungsmitteln. Die wichtigsten Pro- 
grammeckpunkte: Mit dem ERP-Förder-
kredit Gründung und Nachfolge werden 
Investitionen, Unternehmensübernah-
men und Betriebsmittelfinanzierungen  

gefördert. Finanziert werden bis zu  
35 Prozent eines Vorhabens mit einer  
maximalen Kreditsumme von 500.000 
Euro. Die Antragsteller müssen keine  
Sicherheiten stellen. Aufgrund der Mittel 
aus dem ERP-Sondervermögen und der 
Übernahme des Kreditausfallrisikos durch 
die Bürgschaftsbanken und den Bund  
profitieren sie von besonders günstigen 
Zinsen. Darüber hinaus ist eine Kombi-
nation mit anderen Förderprogrammen 
sowie Absicherungsinstrumenten der 
Bürgschaftsbanken möglich. Für die För-
derung stehen zwei Laufzeitvarianten zur 
Verfügung. Die Antragsteller beantragen 
den Kredit für das Vorhaben zunächst  
bei ihrer Hausbank. Die Hausbank 
stellt über die zentrale Homepage  
kapital.ermoeglicher.de den Antrag auf 
Garantieübernahme bei der zuständigen 
Bürgschaftsbank. Nach Übernahme der 
Garantie beantragt die Hausbank den Re-
finanzierungskredit bei der KfW, die den 
Antrag vollautomatisiert prüft und zusagt. 

Weitere Informationen und die Möglichkeit 
zur Antragstellung finden Sie unter  kfw.
de/077  oder  kapital.ermoeglicher.de  
(Quelle: BMF, Pressemitteilung vom 
29.10.2024).

Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Dienstwagen: Keine Minderung  
des Nutzungswerts um Maut- und  
Parkkosten

Überlässt der Arbeitgeber seinem Mit-
arbeiter einen Dienstwagen auch zur  
privaten Nutzung, so ist dieser geldwer-
te Vorteil zu versteuern, und zwar ent-
weder nach der Fahrtenbuch-Methode 
oder pauschal nach der so genannten  
Ein-Prozent-Regelung. Gewisse Aufwen-
dungen, die vom Arbeitnehmer selbst  
getragen werden, mindern den geldwerten 
Vorteil, etwa Treibstoffkosten, Wartungs- 
und Reparaturkosten, Kraftfahrzeugsteu-
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er (BMF-Schreiben vom 21.9.2017, BStBl 
2017 I S. 1336). Der Bundesfinanzhof hat 
entschieden, dass selbst getragene Maut, 
Fähr- und Parkkosten bei Privatfahrten 
jedoch nicht zu einer Minderung des geld-
werten Vorteils bei der Pauschalregelung 
führen. Nur solche vom Arbeitnehmer ge-
tragenen Aufwendungen können den geld-
werten Vorteil aus der Überlassung des 
Fahrzeugs als Einzelkosten mindern, die 
bei einer (hypothetischen) Kostentragung 
durch den Arbeitgeber Bestandteil dieses 
Vorteils und somit von der Abgeltungswir-
kung der Ein-Prozent-Regelung erfasst wä-
ren (BFH-Urteil vom 18.6.2024, VIII R 32/20). 
Eine Kostentragung des Arbeitgebers 
für Maut, Fähr- und Parkkosten, die dem  
Arbeitnehmer auf Privatfahrten ent-
stünden, würde einen eigenständigen  
geldwerten Vorteil des Arbeitnehmers  
neben dessen Vorteil aus der reinen 
Überlassung des Fahrzeugs für Privatfahr-
ten begründen. Daraus ergebe sich im  
Umkehrschluss, dass der geldwerte  
Vorteil des Arbeitnehmers aus der  
Nutzungsüberlassung des Fahrzeugs nicht 
gemindert werde, wenn der Arbeitneh-
mer diese Aufwendungen trage. Dies gelte 
ebenso für den Wertverlust aus einem vom 
Steuerpflichtigen erworbenen Fahrradträ-
ger in Höhe der AfA.

 Corona-Bonus: Keine Steuerfreiheit bei 
Zahlung anstelle von Urlaubsgeld?

Arbeitgeber durften ihren Arbeitnehmern 
in der Zeit vom 1. März 2020 bis zum 31. 
März 2022 aufgrund der Corona-Krise Bei-
hilfen und Unterstützungen bis zu einem 
Betrag von 1.500 Euro nach § 3 Nr. 11a EStG 
steuerfrei in Form von Zuschüssen und 
Sachbezügen gewähren. Dies war der so 
genannte Corona-Bonus. Voraussetzung 
für die Steuerfreiheit war, dass der Bonus 
„zusätzlich zum ohnehin geschuldeten  
Arbeitslohn“ geleistet wurde. In diesem 
Zusammenhang muss der Bundesfinanzhof 
nun folgende Frage beantworten: Konnte 
ein Arbeitgeber Sonderleistungen wie bei-
spielsweise Urlaubsgeld, worauf arbeits-
rechtlich kein Anspruch bestand, teilweise 
als steuerfreie Corona-Sonderzahlung nach 
§ 3 Nr. 11a EStG auszahlen? Die Vorinstanz, 
das Niedersächsische Finanzgericht hat 
diesbezüglich - für Viele durchaus über-
raschend - entschieden, dass eine Steuer-
freiheit zumindest dann ausschied, wenn 
die Bonuszahlung anstelle von Urlaubsgeld 
lediglich der Steueroptimierung gedient 
habe (Urteil vom 24.7.2024, 9 K 196/22; 
Az. der Revision: VI R 25/24). Im zugrunde  
liegenden Fall hatten die Arbeitnehmer in 
der Vergangenheit jeweils keinen arbeits-
vertraglichen Anspruch auf Urlaubsgeld. 
Im Streitjahr hatte der Arbeitgeber seinen 

Mitarbeitern unter anderem Folgendes 
mitgeteilt: „Unter guten wirtschaftlichen 
Voraussetzungen gibt es jährlich zwei ein-
malige Sonderzahlungen. Mitte des Jah-
res die Sonderzahlung / Urlaubsgeld und 
am Ende des Jahres die Sonderzahlung /  
Bonus. ….. Auch in diesem Jahr freuen wir 
uns, Ihnen eine Sonderzahlung / Urlaubs-
geld auszahlen zu können. Bitte beachten 
Sie in diesem Jahr folgende Besonderheit: 
Durch die ungewöhnliche Corona-Zeit 
werden wir in diesem Jahr einen Teil des 
Urlaubsgeldes als Corona-Sonderzahlung 
ausweisen. Diese Corona-Sonderzah-
lung wird steuerfrei ausgezahlt, wodurch 
Sie eine höhere Netto-Auszahlung der  
Urlaubsgeldzahlung haben werden. Auf 
der Abrechnung ausgewiesenes Urlaubs-
geld zzgl. der Corona-Sonderzahlung  
ergibt die Gesamtsumme Urlaubsgeld.  
Beachten Sie bitte, dass die Sonderzah-
lungen auf freiwilliger Basis erfolgen und 
nicht verpflichtend sind. Siehe hier § 4 
bzw. § 5 des Arbeitsvertrages. Sie können  
hieraus daher keine zukünftigen Ansprü-
che geltend machen.“

Das Finanzgericht sah hierin eine zweck-
widrige Inanspruchnahme der Steuerbe-
freiung nach § 3 Nr. 11a EStG und versag-
te diese. Der Vorgang habe lediglich der  
Steueroptimierung gedient und es sei  
eben nicht klar erkennbar gewesen, dass 
die Zahlung konkret erfolgte, um die er-
heblichen Mehrbelastungen aufgrund 
der Corona-Pandemie auszugleichen.  
Daher seien auch die Voraussetzungen des  
„Zusätzlichkeitskriteriums“ nicht erfüllt. 
Mit dem Informationsschreiben zu den 
Sonderzahlungen wurde ein Anspruch 
auf Urlaubsgeld und eine Bonuszahlung 
begründet, der durch die Klägerin le-
diglich teilweise unter der Bezeichnung  
„Corona-Sonderzahlung“ ausgezahlt wur-
de. 

Inflationsausgleichsprämie: Mitarbeiter 
in Altersteilzeit hatten Anspruch

Arbeitgeber durften ihren Mitarbeitern 
bis Ende 2024 eine Inflationsausgleichs- 
prämie gewähren, die bis zu einem Be-
trag von 3.000 Euro steuer- und sozialver- 
sicherungsfrei blieb. Voraussetzung war, 
dass die Leistung zusätzlich zum ohnehin  
geschuldeten Arbeitslohn gewährt wurde 
(§ 3 Nr. 11c EStG). Steuerlich gab es prin-
zipiell keine Verpflichtung, die Prämie 
an alle Arbeitnehmer auszuzahlen. Doch 
die steuerliche Sichtweise galt nicht für 
das Arbeitsrecht. So durften Arbeitgeber 
nicht willkürlich bestimmte Arbeitneh-
mer begünstigen bzw. andere benachtei-
ligen. Sofern nicht alle Arbeitnehmer eine 
Prämie erhielten oder diese ihrer Höhe 

nach differenziert gezahlt wurde, muss-
ten objektive Gründe für die unterschied- 
liche Behandlung vorliegen. Ansonsten gilt 
arbeitsrechtlich der Gleichbehandlungs-
grundsatz. Im vergangenen Jahr hatte - 
unter anderem - das Landesarbeitsgericht 
Düsseldorf entschieden, dass Mitarbeiter, 
die sich in der passiven Phase der Al- 
tersteilzeit befinden, von der Zahlung der 
Inflationsausgleichsprämie ausgenommen 
werden durften (LAG Düsseldorf, Urteil vom 
5.3.2024, 14 Sa 1148/23). Doch das Bundes-
arbeitsgericht ist anderer Ansicht: Auch 
Arbeitnehmer, die sich in der Passivphase 
ihrer Altersteilzeit befinden, hatten einen 
Anspruch auf eine Inflationsausgleichsprä-
mie. Das Urteil ist zwar zum Tarifvertrag 
für energie- und wasserwirtschaftliche 
Unternehmungen ergangen, dürfte aber 
auch für andere Branchen zumindest Indiz- 
wirkung haben (BAG, Urteil vom 12.11.2024,  
9 AZR 71/24). Der Ausschluss von Arbeit-
nehmern in der Passivphase der Altersteil-
zeit verstößt gegen § 4 Abs. 1 TzBfG - so das 
BAG. Danach darf ein teilzeitbeschäftigter 
Arbeitnehmer wegen der Teilzeitarbeit 
nicht schlechter behandelt werden als 
ein vergleichbarer vollzeitbeschäftigter 
Arbeitnehmer, es sei denn, dass sachliche 
Gründe eine unterschiedliche Behandlung 
rechtfertigen. Solche Gründe seien hier 
aber nicht ersichtlich. 

Immobilienbesitzer

Grunderwerbsteuer: Steuerpflichtige 
Verlängerung eines Erbbaurechts

Die Grunderwerbsteuer ist nicht nur beim 
Kauf von Grund und Boden oder eines Ge-
bäudes zu entrichten, sondern auch bei der 
Bestellung und bei der Verlängerung eines 
Erbbaurechts. Bemessungsgrundlage der 
Grunderwerbsteuer ist im letztgenannten 
Fall der kapitalisierte Erbbauzins für den 
Verlängerungszeitraum. Eine Abzinsung 
des Kapitalwerts auf den Zeitpunkt des Ab-
schlusses der Vereinbarung über die Ver-
längerung des Erbbaurechts ist nicht vor-
zunehmen (BFH-Urteil vom 10.7.2024, II R 
3/22). Die Klägerin ist Erbbauberechtigte an 
einem Grundstück. Das Erbbaurecht wurde 
im Jahre 1989 begründet. Es ist verbunden 
mit dem Sondereigentum an einem auf 
dem Grundstück errichteten Hotel. Da die 
Klägerin plante, das Hotel nach einer Re-
novierung weiter zu betreiben, wurde der 
Erbbaurechtsvertrag im Jahre 2018 dahin 
geändert, dass die Laufzeit des Erbbau-
rechts um weitere 44 Jahre verlängert und 
der bisherige Erbbauzins erhöht wurde. 
Das Finanzamt setzte daraufhin Grunder-
werbsteuer fest. Bemessungsgrundlage 
war der kapitalisierte Erbbauzins. Der 
jährliche Erbbauzins betrug 3.369.563 Euro. 
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Aufgrund der Laufzeitverlängerung von 44 
Jahren ergab sich auf der Grundlage von 
§ 13 Abs. 1 BewG i.V.m. der Anlage 9a zum 
BewG ein Vervielfältiger von 16,910. Bei 
Anwendung dieses Vervielfältigers betrug  
der kapitalisierte Erbbauzins für den Ver-
längerungszeitraum danach 56.979.310 
Euro. Dieser Betrag unterlag der Grund- 
erwerbsteuer in voller Höhe. Hiergegen 
wandte sich die Erbbauberechtigte. Sie war 
der Auffassung, dass der Erbbauzins für 
die Ermittlung der Bemessungsgrundlage 
deutlich abgezinst werden müsste. Doch 
mit ihrem Anliegen ist sie in letzter Instanz 
gescheitert.

Begründung: Ein notariell beurkunde-
ter Vertrag über die Verlängerung eines  
Erbbaurechts unterliegt der Grunderwerb-
steuer. Bemessungsgrundlage der Grund- 
erwerbsteuer ist die auf die vereinbarte 
Laufzeit des Erbbaurechts kapitalisierte  
Erbbauzinsverpflichtung. Bei dem An-
spruch des Erbbauverpflichteten auf Zah-
lung des Erbbauzinses handelt es sich um 
ein auf bestimmte Zeit beschränktes Recht 
auf wiederkehrende Leistungen (§ 13 Abs. 
1 Satz 1 BewG), das mit seinem Kapitalwert 
anzusetzen ist. Entsprechendes gilt, wenn 
Gegenstand des Erwerbsvorgangs ein ver-
längertes Erbbaurecht ist. In diesem Falle 
ist der auf die Laufzeit der Verlängerung 
des Erbbaurechts kapitalisierte Erbbauzins 
als Wert der Gegenleistung der Bemessung 
der Grunderwerbsteuer zugrunde zu legen. 
Der kapitalisierte Erbbauzins ist nicht auf 
den Zeitpunkt des Abschlusses der Verlän-
gerungsvereinbarung abzuzinsen. Die in § 
13 Abs. 1 BewG i.V.m. Anlage 9a zum BewG 
geregelte Ermittlung des Kapitalwerts be-
ruht bereits auf einer „Abzinsung“, indem 
von der Summe der einzelnen Jahreswer-
te Zwischenzinsen unter Berücksichtigung 
von Zinseszinsen abgezogen werden. Eine 
weitere Abzinsung ist im Streitfall nicht 
möglich.

Kapitalanleger

Genossenschaftsanteile:  
Eine Mietminderung kann zu Kapitaler-
trägen führen

In Deutschland gibt es zahlreiche Woh-
nungsbaugenossenschaften. Ziel ist es 
üblicherweise, den Neubau von Wohnraum 
zu fördern und den Mitgliedern Wohnun-
gen zu bezahlbaren Mieten anzubieten. 
Die Mitglieder zeichnen Anteile an der 
Genossenschaft und erwerben damit üb-
licherweise eine Gewinnbezugsberechti-
gung. Der Bundesfinanzhof hat nun ent-
schieden, dass eine Mietminderung, die 
eine Genossenschaft ihren Mitgliedern für 
zusätzlich erworbene Genossenschaftsan-

teile anstelle einer Gewinnberechtigung 
gewährt, als Kapitalertrag zu versteuern ist  
(BFH-Urteil vom 22.10.2024, VIII R 23/21). 
Die Kläger waren Mitglieder einer Woh-
nungsbaugenossenschaft und nutzten eine  
Genossenschaftswohnung. Sie erwarben 
zusätzlich freiwillige Genossenschaftsan-
teile ohne Dividendenberechtigung. Im 
Gegenzug wurde die zu zahlende Woh-
nungsmiete, auch als Nutzungsgebühr 
bezeichnet, herabgesetzt. Die Höhe der 
Verringerung der Wohnungsmiete erfolgte 
dabei in Abhängigkeit der von der Vertre-
terversammlung beschlossenen Dividende 
auf freiwillige Anteile, die an Gewinnaus-
schüttungen teilnahmen. Die sich ergeben-
de Mietminderung wurde von der jeweili-
gen monatlichen Bruttomiete abgesetzt. 
Das Finanzamt kam zu dem Schluss, dass 
es sich bei den Mietminderungen, die den 
Mitgliedern gewährt wurden, aus deren 
Sicht um Einnahmen aus Kapitalvermögen 
handele. Die hiergegen gerichtete Klage 
und auch die Revision blieben ohne Erfolg.

Hinsichtlich der Minderung des Nutzungs-
entgelts für die von den Klägern angemie-
tete Wohnung handele es sich um steu-
erbare Kapitalerträge. Die Minderung des 
Nutzungsentgelts erfülle als geldwerter 
Vorteil den weiten Begriff der Einnahme im 
Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 i.V.m. Abs. 
3 EStG und war durch den Erwerb zusätz-
licher freiwilliger Genossenschaftsanteile 
und damit durch das Genossenschafts-
verhältnis bedingt und veranlasst. Die 
Minderung des Nutzungsentgelts sei bei 
wirtschaftlicher Betrachtung an die Stelle 
einer Gewinnausschüttung auf die von den 
Klägern freiwillig erworbenen zusätzlichen 
Genossenschaftsanteilen getreten. Die 
zusätzlichen Anteile vermittelten keinen 
Gewinnanspruch, sondern einen Anspruch 
auf Verringerung des Nutzungsentgelts. 
Ohne den Erwerb zusätzlicher freiwilliger 
Anteile hätten die Kläger die Minderung 
des Nutzungsentgelts nicht erreichen kön-
nen.

Alle Steuerzahler

Schenkungsteuer: Niedrig verzinstes 
Darlehen gilt als gemischte Schenkung

Wird aus privaten Gründen ein Darlehen 
zu einem Zinssatz vergeben, der unterhalb 
des Marktzinses liegt, ist darin eine freige-
bige Zuwendung zu sehen, die Schenkung-
steuer auslösen kann. Für die Bemessung 
des schenkungsteuerpflichtigen Zinsvor-
teils ist die Differenz zwischen dem markt- 
üblichen Wert und dem tatsächlichen Zins 
heranzuziehen - vorausgesetzt, es besteht 
ein Marktzins. Anderenfalls ist als Refe- 
renzwert ein Zinssatz von 5,5 Prozent zu be-

rücksichtigen (§ 15 Abs. 1 BewG). Der Bun-
desfinanzhof hat nun entschieden, dass 
an die Feststellung eines marktüblichen 
Werts aber keine zu hohen Anforderungen 
gestellt werden dürfen. Jedenfalls könne 
nicht verlangt werden, dass der Steuer-
pflichtige einen anderen Wert nachweisen 
muss (BFH-Urteil vom 31.7.2024, II R 20/22). 

Der Kläger erhielt von seiner Schwester im 
Jahre 2016 ein Darlehen in Höhe von über 
1,8 Mio. Euro, das mit lediglich 1 Prozent 
verzinst wurde. Das Darlehen wurde auf 
unbestimmte Zeit gewährt und konnte mit 
einer Frist von zwölf Monaten erstmals 
zum 31.12.2019 gekündigt werden. Das Fi-
nanzamt setzte Schenkungsteuer in Höhe 
von 229.500 Euro fest. In der verbilligten 
Überlassung der Darlehenssumme sah es 
eine freigebige Zuwendung in Höhe der 
Differenz zwischen dem typisierten Zins-
satz von 5,5 Prozent und dem tatsächlich 
vereinbarten Zinssatz von 1 Prozent. Da es 
sich um Nutzungen und Leistungen von un-
gewisser Dauer handelte, wurde die Zinser-
sparnis mit einem - gesetzlich vorgesehen 
- Faktor von 9,3 kapitalisiert, so dass der 
schenkungsteuerliche Vorteil eine enorme 
Höhe angenommen hatte. Die Klage vor 
dem Finanzgericht blieb ohne Erfolg, doch 
der BFH hat der Revision stattgegeben. 

Die Begründung: Der von dem Kläger zu 
zahlende Zinssatz von 1 Prozent lag unter 
dem marktüblichen Zinssatz, so dass das 
Darlehen verbilligt überlassen wurde. Auch 
der subjektive Tatbestand der freigebigen 
Zuwendung ist im Streitfall erfüllt. Den 
Beteiligten muss bei einem Zinssatz von 
1 Prozent und einer grundsätzlich unbe-
stimmten Laufzeit bewusst gewesen sein, 
dass das Darlehen teilweise unentgeltlich 
gewährt wurde. Bei niedrig verzinsten Dar-
lehen ist die für die schenkungsteuerrecht-
liche Steuerberechnung maßgebliche Zins-
differenz aus dem Unterschied zwischen 
dem vereinbarten Zinssatz und dem sich 
aus § 15 Abs. 1 BewG ergebenden Zinssatz 
von 5,5 Prozent zu bilden, „wenn kein an-
derer Wert feststeht“. Im Urteilsfall war 
ein Zinssatz von 2,81 Prozent marktüblich - 
dies konnte festgestellt werden. Es kommt 
im Streitfall nicht darauf an, ob der festge-
stellte Zinssatz darauf zurückzuführen ist, 
dass der Steuerpflichtige diesen Zinssatz 
durch einschlägige Vergleichsangebote 
nachgewiesen hat. Der als Schenkung an-
zusehende Nutzungsvorteil des Klägers ist 
danach der Zinsvorteil, der mit der Diffe-
renz zwischen dem marktüblichen Darle-
henszinssatz in Höhe von 2,81 Prozent und 
dem vereinbarten Zinssatz in Höhe von 1 
Prozent anzusetzen ist und somit 1,81 Pro-
zent beträgt. Für die Ermittlung der schen-
kungsteuerrechtlichen Bereicherung ist im 
Streitfall von einem Jahreswert des Nut-
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zungsvorteils in Höhe von 1,81 Prozent der 
Darlehenssumme auszugehen. Dieser Wert 
ist hier mit dem Faktor 9,3 zu multiplizie-
ren. Der kapitalisierte Wert ist bereits bei 
Auszahlung des Darlehens im Jahre 2016 in 
voller Höhe - und nicht ratierlich über die 
Darlehenslaufzeit - zu versteuern.

Praxistipp:
Im Urteilsfall kam dem Kläger zugute, 
dass ein marktüblicher Zinssatz 
tatsächlich festgestellt werden konnte. 
Von daher ist es bei Darlehensverträ-
gen ratsam, diese fremdüblich auszu-
gestalten. Hätte ein Marktzins nicht 
festgestellt werden können, wäre es 
bei dem Referenzzins von 5,5 Prozent 
geblieben.

Krankheitskosten: Nachweis der  
Aufwendungen bei E-Rezept

Krankheitskosten, die Steuerbürger selbst 
getragen haben, sind als außergewöhnli-
che Belastung nach § 33 EStG absetzbar. 
Allerdings wird eine zumutbare Eigenbe-
lastung gegengerechnet. Die Krankheits-
kosten müssen „zwangsläufig“ entstanden 
sein, wobei dieser Nachweis im Falle von 
Arznei-, Heil- und Hilfsmittel durch die 
Verordnung eines Arztes oder eines Heil-
praktikers zu erbringen ist (§ 64 Abs.1 Nr. 
1 EStDV). 

Das Bundesfinanzministerium hat ver-
fügt, dass der Nachweis der Zwangsläufig-
keit nach § 64 Abs. 1 Nr. 1 EStDV im Falle 
eines eingelösten E-Rezepts durch den 
Kassenbeleg der Apotheke bzw. durch die 
Rechnung der Online-Apotheke oder bei 
Versicherten mit einer privaten Kranken-
versicherung alternativ durch den Kosten-
beleg der Apotheke zu erbringen ist. Der 
Kassenbeleg (alternativ: die Rechnung der 
Online-Apotheke) muss folgende Angaben 
enthalten: Name der steuerpflichtigen 
Person, die Art der Leistung (zum Beispiel 
Name des Arzneimittels), den Betrag bzw. 

Zuzahlungsbetrag, Art des Rezeptes. Dies 
gilt ab dem Veranlagungszeitraum 2024. 
Für davor liegende Veranlagungszeiträume 
wird es nicht beanstandet, wenn der Name 
der steuerpflichtigen Person nicht auf dem 
Kassenbeleg vermerkt ist (BMF-Schreiben 
vom 26.11.2024, IV C 3 - S 2284/20/10002 
:005). 

Umsatzsteuer: Vorsicht bei Erhalt einer 
Gutschrift mit Steuerausweis

Derjenige, der eine Leistung erbringt, 
erteilt hierüber regelmäßig die entspre-
chende Rechnung. Im Geschäftsleben ist 
es aber auch üblich, dass per Gutschrift 
abgerechnet wird, insbesondere wenn 
der Leistungsempfänger die Berech-
nungsmodalitäten besser kennt als der 
Leistende. Zu beachten ist, dass sowohl 
ein Rechnungsaussteller als auch ein Gut-
schriftempfänger die Umsatzsteuer schul-
den, wenn diese in der Rechnung oder der 
Gutschrift gesondert ausgewiesen wird (§ 
14c Abs. 2 UStG). Im letztgenannten Fall 
gilt dies, wenn der Gutschrift nicht wi-
dersprochen wird. Im Jahre 2019 hatte der 
Bundesfinanzhof allerdings zugunsten der 
Steuerpflichtigen entschieden, dass eine 
Gutschrift, die an einen Privatmann ausge-
stellt ist, einer Rechnung nicht gleichsteht 
und keine Steuerschuld nach § 14c Abs. 
2 UStG begründen kann. Anders ausge-
drückt: Bei der Gutschrift an einen Steuer-
bürger, der gar nicht unternehmerisch tätig 
ist, wird die Umsatzsteuer nicht geschul-
det, selbst wenn diese offen ausgewiesen 
wird. Die Finanzverwaltung hat das Ur-
teil allgemein anerkannt (BFH-Urteil vom 
27.11.2019, V R 23/19/V R 62/17, BStBl 2021 II 
S. 542; BMF-Schreiben vom 19.8.2021, BStBl 
2021 I S. 1087). 

In dem zugrundeliegenden Fall ging es 
zunächst um die Frage der Unternehmer- 
eigenschaft eines Aufsichtsratsmitglieds. 
Die Aktiengesellschaft rechnete gegen-
über dem Kläger die Aufsichtsratsvergü-
tung per Gutschrift mit Steuerausweis ab. 
Dies entsprach der damaligen Rechtsauf-

fassung, wonach Aufsichtsratsmitglieder 
grundsätzlich als Unternehmer anzusehen 
waren. Doch nach einem langen Gerichts-
verfahren stellte sich heraus, dass die Auf-
sichtsratstätigkeit des Klägers nicht selbst-
ständig ausgeübt wurde und damit nicht 
unternehmerisch war. Der Kläger hätte die 
Umsatzsteuer prinzipiell dennoch geschul-
det, und zwar nach § 14c Abs. 2 UStG auf-
grund des offenen Ausweises der Steuer in 
der Gutschrift. Doch da die Gutschrift nicht 
„über eine Leistung eines Unternehmers“ 
ausgestellt wurde, stand sie einer Rech-
nung nicht gleich und konnte keine Steu-
erschuld nach § 14c Abs. 2 UStG begründen 
- so der BFH.

Nun wird durch eine gesetzliche Neure-
gelung bestimmt, dass in einer Gutschrift 
zu Unrecht ausgewiesene Umsatzsteuer 
selbst dann geschuldet wird, wenn der 
Gutschriftempfänger gar kein Unternehmer 
ist (§ 14c Abs. 2 Satz 2 UStG i.d.F. des „Jah-
ressteuergesetzes 2024“). Die Neuregelung 
gilt ab dem 6.12.2024, dem Tag nach Veröf-
fentlichung des Gesetzes. Konkret heißt es 
nun in § 14c Abs. 2 Satz 1 u. 2 UStG: „Wer in 
einer Rechnung einen Steuerbetrag geson-
dert ausweist, obwohl er zum gesonderten 
Ausweis der Steuer nicht berechtigt ist (un-
berechtigter Steuerausweis), schuldet den 
ausgewiesenen Betrag. Das Gleiche gilt, 
wenn jemand ….. einem nach einer vorheri-
gen Vereinbarung erstellten, als Gutschrift 
verwendeten Dokument mit gesondertem 
Steuerausweis nicht unverzüglich wider-
spricht, obwohl er nicht Unternehmer ist 
oder eine Lieferung oder sonstige Leistung 
nicht ausführt.“

Praxistipp:
Wer eine Gutschrift für eine Tätigkeit 
erhält, sollte genau darauf achten,  
ob in dem Dokument Umsatzsteuer 
ausgewiesen worden ist. Falls der  
Steuerausweis unberechtigt erfolg-
te, muss der Gutschrift unverzüglich 
widersprochen werden. 
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